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Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
229. Sitzung am 3. März 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 22. Februar 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
des Reichsvermögens und der preußischen 
Beteiligungen (Reichsvermögen-Gesetz) 

— Drucksachen 2357, 2461 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grunde einberufen 
wird: 

§ 16 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Absatz 2 gilt nicht im Land Berlin." 

Begründung 

§ 16 Abs. 2 behandelt die von den Stationierungskräften ver- 
ursachten Schäden. Um zu vermeiden, daß durch Übernahme 
dieser Vorschrift der Eindruck entsteht, das Bonner Ver- 
tragswerk, insbesondere der Truppenvertrag, gelte auch im 
Land Berlin, soll die Erstreckung dieser Vorschrift auf Ber- 
lin ausgeschlossen werden. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Dr. Meyers 


Bonn, den 3. März 1961 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 22. Februar 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 

Dr. Meyers 
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